
























An die Mitglieder des
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen

31.05.2021

Novellierung des Denkmalschutzgesetzes, hier: 2. Entwurf
TOP 4.16, Zusatz-/Ergänzungsantrag von Bündnis 90/Die Grünen

Zusatz-/Ergänzungsantrag von AFD

Drucksache 20938-21-E3

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu den o.g. Anträgen nehme ich wie folgt Stellung:

Novellierung des Denkmalschutzgesetzes NRW

Das Denkmalschutzgesetz NRW (im Folgenden: DSchG NRW) hat sich in seiner 
Ursprungsfassung von Juli 1980, bis auf wenige Änderungen, bis einschließlich heute 
bewährt. Lediglich eine Artikelgesetzänderung im Jahre 2013 regelte den Umgang mit den 
ortsfesten Bodendenkmalen neu.

Die aktuelle Novellierung des DSchG NRW geht auf die Evaluierungsaufforderung des 
Landtages an die Landesregierung von 2014 zurück. Das dafür beauftragte Gutachten stellte 
Handlungsbedarfe und Schwächen, insbesondere in der Struktur der Denkmalbehörden und in 
Verfahrensabläufen zwischen den behördlichen Ebenen, fest.

Darüber hinaus sollen bei der Novellierung die Aspekte gesellschaftlicher und/oder umwelt-
politischer Erforderlichkeiten berücksichtigt werden. Im Einzelnen bedeutet dies, dass die 
Aspekte Barrierefreiheit, Umweltschutz, regenerative Energien, energetische Sanierung, 
Brandschutz sowie verbesserte Nutzungsmöglichkeiten im Denkmalschutz bei der 
Novellierung stärker in den Fokus rücken sollen. Darüber hinaus wird die Anpassung an die 
denkmalschutzrechtliche Rechtsprechung und die Erfahrungen aus der Anwendung des 
Gesetzes berücksichtigt.

Mit der Novellierung sollen zudem die Angleichung von Fristsetzungen, u. a. mit der Landes-
bauordnung, Ergänzungen aufgrund mehrerer Rechtsprechungen, u. a. zum Umgebungs-
schutz, sowie die Anpassung an internationale Vorgaben, wie z.B. die Regelungen zu den 
Weltkulturerbestätten, erreicht werden.
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Die Neufassung des DSchG NRW wurde im Jahre 2020 durch die Landesregierung 
eingeleitet. Der erste Entwurf ist angesichts der Rückmeldungen aus der Verbändeanhörung 
durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung NRW (MHKBG) 
überarbeitet worden.

Im aktuellen vorliegenden Entwurf zur Neufassung des DSchG NRW sind die vollständig 
erneuerte Gesetzessystematik, die Aufnahme der Kategorie „Gartendenkmal“ und „UNESCO 
Welterbe“ in das Gesetz sowie die geplante Schaffung eines Landesdenkmalrates mit einer 
großen Zahl an Mitgliedern hervorzuheben. Des Weiteren wurden, wie bereits im ersten 
Entwurf, zahlreiche Änderungen und Erweiterungen der gesetzlichen Vorschriften 
vorgenommen, u.a. auch die Einführung des Anhörungsverfahrens anstelle der bisherigen 
Benehmensherstellung mit den Landschaftsverbänden.

Die Untere Denkmalbehörde (im Folgenden: UDB) der Stadt Dortmund hat den zweiten 
Entwurf zur Neufassung des DSchG NRW umfassend kommentiert. Ihre Stellungnahme 
wurde innerhalb der Verbändeanhörung (hier: Städtetag Nordrhein-Westfalen) berücksichtigt 
(siehe Anlage).

Anhörungsverfahren anstelle der bisherigen Benehmensherstellung

Baudenkmalpflege

Im heutigen DSchG NRW wird die Zuständigkeit der Denkmalbehörden klar geregelt. Die 
UDB ist für den Vollzug des Gesetzes zuständig, soweit nicht durch das Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist. Sie trifft aktuell ihre Entscheidungen im Benehmen mit den Fachämtern für 
Denkmalpflege (im Folgenden: Fachamt); dem LVR-Amt für Denkmalpflege im Rheinland 
und der LWL-Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur in Westfalen, die für Dortmund 
zuständig ist. Das Benehmen gilt als hergestellt, wenn der Denkmalbehörde nicht innerhalb 
von drei Monaten eine Äußerung des zuständigen Fachamtes vorliegt. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, dass es mittels einer Verwaltungsvereinbarung zwischen dem zuständigen 
Fachamt und der Kommune, die Entscheidung, zum Beispiel für ständig wiederkehrende 
Bauunterhaltungsmaßnahmen, auch in einem pauschalierten Verfahren getroffen werden 
kann. Dies ist auch in Dortmund der Fall. Die Grund-voraussetzung hierfür, ist eine fachlich 
gut ausgestattete Untere Denkmalbehörde.

Die im zweiten Gesetzesentwurf für die Baudenkmalpflege vorgesehene Einführung des 
Anhörungsverfahrens anstelle der bisherigen Benehmensherstellung mit den Fachämtern sieht 
eine zeitliche Reduzierung zur Abstimmung vor. Denn hier trifft die UDB ihre Entscheidung 
nach Anhörung des zuständigen Fachamtes. Neu ist, dass der UDB nun nach 2 Monaten eine 
Stellungnahme des zuständigen Fachamtes vorliegen muss. Will die UDB von der Äußerung 
des Fachamtes abweichen, so hat das Fachamt das Recht, innerhalb von vier Wochen nach 
Bekanntgabe des Entscheidungsentwurfs die Prüfung einer unmittelbaren Entscheidung der 
Obersten Denkmalbehörde, ergo des Ministeriums, herbeizuführen.

Wie oben aufgezeigt, trifft somit nach wie vor die UDB die Entscheidung und muss hierfür 
auch weiterhin die fachliche Einschätzung durch das Fachamt einholen. Somit bleiben die 
Mitwirkungspflicht und eine fachliche Beratung durch das Fachamt erhalten. Die zeitliche 
Anpassung von 2 Monaten für eine Stellungnahme des zuständigen Fachamtes beruht auch 
auf den zeitlichen Fristen für Bauanträge gemäß Landesbauordnung NRW.
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Für die größeren Städte mit fachlich gut aufgestellten Unteren Denkmalbehörden, hierzu zählt 
auch die UDB der Stadt Dortmund, ist die vorgesehene Einführung des Anhörungsverfahrens 
anstelle der bisherigen Benehmensherstellung mit den Fachämtern für die Baudenkmalpflege 
zu begrüßen, dies hat auch der Städtetag Nordrhein-Westfalen in seiner Stellungnahme vom 
16. April 2021 zum Gesetzentwurf für eine Neufassung des Denkmalschutzgesetzes so 
vermerkt (siehe Anhang). Denn hierdurch wird auch eine zeitliche Frist für die Erstellung 
einer Denkmalrechtlichen Erlaubnis reduziert. Dies ist nicht nur für die Umsetzung einer 
Maßnahme von Vorteil, sondern auch für die Fristsetzung im Beteiligungsverfahren von 
weiteren Fachämtern. Des Weiteren wird eine Verfahrensbeteiligung und Zusammenarbeit 
von Unterer Bauaufsichtsbehörde und UDB innerhalb der zeitlichen Fristen angeglichen, 
sodass auch die Bürger*innen im Genehmigungsverfahren hiervon profitieren können. Das im 
Rahmen des Gesetzesentwurfes vorgesehene Anhörungsverfahren sollte allerdings auch 
weiterhin den pauschalierten Verfahrensweg ermöglichen.

Um in der praktischen Umsetzung des Denkmalschutzgesetzes eine fachlich gute, für das 
Denkmal und dem/ der Eigentümer*in zielführende, optimale Entscheidung herbeizuführen, 
ist eine rechtzeitige Abstimmung zur Entscheidungsfindung am Ort mit allen Beteiligten, 
somit auch mit dem zuständigen Fachamt, nach wie vor unabdingbar. Somit bleibt der 
fachliche Diskurs erhalten. Diese Vorgehensweise hat sich in der gängigen Praxis bisher 
bewährt.

Bodendenkmalpflege

Die im zweiten Gesetzesentwurf vorgesehene Übertragung der Zuständigkeit für 
Bodendenkmäler einschließlich des Führens der Denkmalliste auf die Oberen 
Denkmalbehörden, die bei den Bezirksregierungen angesiedelt sind, und damit der Entzug der 
Zuständigkeit für die kommunalen Denkmalbehörden, wird auch von der UDB, wie auch vom 
Städtetag Nordrhein-Westfalen, sehr kritisch gesehen und abgelehnt. Denn bislang 
übernehmen die Mitarbeiter*innen der UDB eine sogenannte „Filterfunktion“, indem sie 
Bauanträge etc. auf ihren Bezug zu Bodendenkmälern untersuchen, fachlich bewerten und 
schließlich im Benehmen mit den Fachämtern für Bodendenkmalpflege, dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege und der LWL-Archäologie für Westfalen, die für Dortmund zuständig 
ist, bescheiden. Diese Filterfunktion wird durch die Oberen Denkmalbehörden nicht zu leisten 
sein. Es ist zu erwarten, dass der Verfahrensablauf für Erlaubnisse ganz erheblich erschwert 
und verzögert wird.

Insbesondere in Kommunen, in denen eine Stadtarchäologie vorhanden ist, bzw. in denen seit 
Jahren erfolgreich professionelle Bodendenkmalpflege erarbeitet wird, hierzu zählt auch die 
hiesige Stadtarchäologie (siehe aktuelle Befunde und Berichte), wird die geplante 
Aufgabenverschiebung zu einer Schwächung der Bodendenkmalpflege vor Ort und ihrer 
Berücksichtigung auch bei Fragen der Stadtplanung und Stadtentwicklung führen.

Resümee

Die Trennung zwischen Bau- und Bodendenkmalpflege ist fachlich nicht sinnvoll und auch 
nicht zielführend in der Außenwahrnehmung. Die Fäden für denkmalrechtliche Erlaubnisse 
würden künftig nicht mehr, wie bisher, in der Hand der kommunalen Denkmalbehörden 
zusammenlaufen. Darüber hinaus entstünden neue Schnittstellen, die zu einem gewissen 
Verwaltungsmehraufwand, zu Verzögerungen und zu inhaltlichen Informationsverlusten 
führen können.
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Auch mit Blick auf die Bürgerfreundlichkeit ist es wichtig, eine einheitliche Anlaufstelle vor 
Ort für denkmalrechtliche Fragestellungen vorzuhalten, unabhängig von der Art der 
Denkmalgattung. Für Antragsteller*innen sind die diffizilen Zuständigkeitsregelungen 
ohnehin schon schwer verständlich. Die Praxis zeigt auf, dass die Behörden vor Ort als 
unmittelbare Anlaufstellen eine hohe Akzeptanz bei den Bürger*innen haben.

Unterschutzstellung und Vorläufige Unterschutzstellung

Das aktuelle DSchG NRW regelt die Denkmalliste deutlich. Hier sind die Denkmäler getrennt 
nach Baudenkmälern, ortsfesten Bodendenkmälern und beweglichen Denkmälern 
einzutragen. Die Denkmalliste wird von der jeweiligen UDB geführt. Die Eintragung erfolgt 
im Benehmen mit dem zuständigen Fachamt von Amts wegen oder auf Antrag des 
Eigentümers oder des Fachamtes. Des Weiteren ist über die Eintragung ein Bescheid zu 
erteilen. Die Eintragung ist von Amts wegen zu löschen, wenn die Eintragungs-
voraussetzungen nicht mehr vorliegen.

Auch die Vorläufige Unterschutzstellung wird im aktuellen Gesetz klar geregelt. Hier heißt es, 
dass die UDB anordnen soll, dass das Denkmal vorläufig als eingetragen gilt, wenn damit zu 
rechnen ist, dass ein Denkmal in die Denkmalliste eingetragen wird. Die entsprechende 
Anordnung ist den Eigentümern oder den sonstigen Nutzungsberechtigten zuzustellen. Sie 
verliert ihre Wirksamkeit, wenn nicht innerhalb von sechs Monaten das Verfahren zur 
Eintragung in die Denkmalliste eingeleitet wird. Auch hier wird deutlich, dass heute schon die 
UDB für den Vollzug des Gesetzes zuständig ist.

Im aktuellen zweiten Gesetzesentwurf heißt es zur Vorläufigen Unterschutzstellung, dass die 
UDB der Verpflichteten die Absicht der Einleitung eines Unterschutzstellungsverfahrens über 
ein Denkmal mitteilt. Somit unterliegt das Denkmal ab Zugang der Mitteilung vorläufig den 
Schutzvorschriften dieses Gesetzes. Der vorläufige Schutz entfällt, wenn das Denkmal nicht 
binnen sechs Monaten nach der Mitteilung unter Denkmalschutz gestellt wird.

Hier bleibt unklar, ob die vorläufige Eintragung auch weiterhin durch einen Bescheid bekannt 
gegeben wird. Die fehlende Abstimmung mit dem zuständigen Fachamt wird kritisch 
gesehen. Darüber hinaus wird durch die Neuformulierung die Frist von sechs Monaten, die 
sich bislang auf die Einleitung des Eintragungsverfahrens bezog, nunmehr auf die erfolgte 
Eintragung bezogen, was zu zeitlichen Schwierigkeiten führen kann.

Für die Unterschutzstellung heißt es zukünftig, dass Baudenkmäler und bewegliche 
Denkmäler mit der Eintragung in die Denkmalliste den Vorschriften dieses Gesetzes 
unterliegen. Der Schutz von Denkmalbereichen, Garten- oder Bodendenkmälern ist jedoch 
nicht von der Eintragung in die Denkmalliste abhängig.

Resümee

Es ist nicht ersichtlich, warum Denkmalbereiche, Garten- oder Bodendenkmäler anders als 
Baudenkmäler behandelt werden und nur nachrichtlich in die Denkmalliste eingetragen 
werden sollen. Dies würde Eigentümer*innen benachteiligen und unnötig das Denkmalrecht 
verkomplizieren.
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Empfehlung

Die UDB empfiehlt dem Rat der Stadt Dortmund, dass dieser an die Landesregierung 
appelliert, den zweiten Entwurf zum Denkmalschutzgesetz, unter Berücksichtigung der 
Hinweise aus der Verbändeanhörung, durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Gleichstellung NRW (MHKBG) nochmals überarbeiten zu lassen.

Fristen

Am 07. Mai 2021 erfolgte durch die UDB eine telefonische Anfrage an das Ministerium für 
Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung NRW (MHKBG), Abteilung Denkmalschutz 
und Denkmalpflege, bezüglich eines genauen Zeitplans zur Novellierung des Gesetzes. Es 
erfolgte die Mitteilung, dass die Verbändeanhörung zum zweiten Entwurf der Novelle Mitte 
April abgeschlossen war. Es gab 70 Rückmeldungen, die zurzeit ausgewertet werden. Viele 
Rückmeldungen stellen den zweiten Entwurf in weiten Teilen in Frage, einzig die Kirchen 
haben sich positiv geäußert. Frau Ministerin Scharrenbach plant den Novellenentwurf noch 
vor der Sommerpause (05.07.-15.08.) in den Landtag einzubringen, um zu erreichen, dass die 
Novelle zum 01.01.2022 in Kraft treten kann. Die weiteren Fristen legt der Landtag fest.

Üblicherweise geht ein Gesetzesentwurf in eine erste Anhörung ins Plenum, dann folgen die 
Anhörung einer Expertengruppe und anschließend eine erneute Aussprache im Ausschuss, 
bevor das Gesetz beschlossen wird. Der Landtag bestimmt die Mitglieder der Expertenrunde. 
Bei einer letzten Expertenrunde waren Vertreter der kommunalen Spitzenverbände, der 
Landschaftsverbände, der Eigentümervertretung und der Kirchen eingeladen, aber auch die
Leiterin der Denkmalbehörde in Essen.

Anmerkung

Das MHKBG (Abt. Denkmalschutz/ -pflege) findet es sehr lobenswert, dass sich der Rat der 
Stadt Dortmund mit der Novelle des Denkmalschutzgesetzes befasst.

Mit freundlichen Grüßen

Ludger Wilde

Anlage: Stellungnahme des Städtetags zum Gesetzesentwurf für eine Neufassung des 
Denkmalschutzgesetzes Nordrhein-Westfalens vom 16.04.2021
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